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Bereits seit e iniger Zeit zeigt der W ohnungsm arkt zum indest partiell Anzeichen von A nge­
botsengpässen; In den Ballungsregionen sind erhebliche M ietsteigerungen festzuste l­

len, insbesondere fehlen W ohnungen der unteren Preiskategorie. In d iesen W ochen verstärkt 
die große Zahl von Zuwanderern den Nachfragedruck erheblich. Dennoch sollte eine Lösung 
dieses Problem s nicht gleich als nationale Aufgabe deklariert werden; zur Begründung von 
zusätzlichen Aktivitäten des Staates genügt das öffentliche Interesse an der Verm eidung län­
gerfristiger Aufenthalte in M assenquartieren.

Es ist zu verm uten, daß der M arkt erst nach einer deutlichen M ietenanhebung ein Angebot 
an W ohnraum  bereitstellt, bei dem die W ohnungssuchenden untergebracht werden können.
Verglichen mit dem  Bau von Eigenheim en und E igentum swohnungen erw arteten d ie 'B au- 
herren von billigen M ietwohnungen bisher lediglich geringe Renditen und W ertste igerungen.
Eine Ausweitung des Angebots in diesem  M arktsegm ent wird auch dadurch erschwert, daß 
der Staat weiterhin Q ualitätswohnungen fördert und daß die Fehlbelegungen von Sozia lw oh­
nungen und die durch staatliche Eingriffe induzierten Verzerrungen der M ietre lationen weiter 
bestehen. Man kann keinen funktionierenden M arktm echanism us erwarten, wenn w esent­
liche Teile des M arktes weiterhin reguliert und subventioniert sind.

Neben der M itte 1989 beschlossenen Schaffung höherer Abschreibungsm öglichkeiten im 
W ohnungsbau wurden inzw ischen trotz der irrimer w ieder geäußerten Bedenken gegen die 
O bjektförderung Sonderprogram m e für den sozialen W ohnungsbau verabschiedet. G egen­
wärtig werden noch weitere Program m e dieser A rt m it astronom isch anm utenden Forde­
rungssum m en gefordert. Abgesehen von Problem en bei der F inanzierung dieser Vorhaben 
werden dam it erneut Fehlentw icklungen auf dem W ohnungsm arkt eingeleitet, wenn nicht 
von vornherein die Überführung dieser W ohnungen in den Markt nach einer angem essenen 
Übergangszeit vorgesehen ist.

Im Zusam m enhang mit der Belebung des sozialen W ohnungsbaus wird auch die Frage 
nach der Qualität der zu fördernden Bauten diskutiert. Dabei standen die Vorschläge zum 
Bau von Billigst-W ohnungen sofort im M ittelpunkt der Kritik; die Forderung nach dem  Bau ein­
fachster W ohnungen könnte befürwortet werden, wenn ihr Abriß nach kurzer Zeit gesichert 
wäre, um eine S lum bildung zu verhindern. Daß als eine Begründung für den Bau einfacher 
Behausungen auch ein dam it erw arteter Abbau von Neidkom plexen bei den einheim ischen 
W ohnungssuchenden genannt wird, läßt das Pathos der nationalen Aufgabe erst recht hohl 
erscheinen.

Nach einer Übergangszeit, in der die Zuwanderer hoffentlich ein höheres E inkom m ensni­
veau erre icht haben werden, w ird es lediglich die Aufgabe des Staates sein, für die Versor­
gung der w irklich Bedürftigen mit billigem W ohnraum  zu sorgen, wobei weiterhin das Instru­
ment des W ohngeldes existieren wird. Die Förderung von E igentum swohnungen und von Ei­
genheim en wird dann im m er fragw ürd iger Auch die Begründung, daß die E igentum sförde­
rung entlastend auf die angespannte S ituation im W ohnungsbestand wirke, ist nicht ganz
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stichhaltig. Die Entlastung wäre näm lich noch stärker, wenn die Fehlbelegung und die dam it 
verbundene Im m obilität v ie ler M ieter im bisherigen W ohnungsbestand beseitigt würde.

Die Regierungskoalition hat nunm ehr eine weitere Idee auf den Weg gebracht; Ein Sofort­
program m  soll aufgelegt werden, das der besseren Nutzung der vorhandenen Bausubstanz 
dient. Durch die Schaffung von W ohnraum  durch Umbau bisher gewerblich oder landw irt­
schaftlich genutzter Räume und durch den Ausbau von Dachgeschossen soll das Angebot er­
we itert werden. W ahlweise können Um baukosten bis zu 60000 DM je  W ohnung über fünf 
Jahre als Sonderabschreibung geltend gem acht werden, oder es werden bei K reditaufnah­
men Z insverbilligungen um drei Prozentpunkte gewährt. Diese Kreditprogram m e sollen über 
die KfW  abgewickelt werden. Daneben ist ein weiteres KfW -Sonderprogram m  geplant, das 
der F inanzierung von Heimen und W ohnungen für S tudenten dienen soll.

Die G rundidee einer verstärkten Nutzung vorhandener Bausubstanz weist in die richtige 
Richtung. Daß ihre Realisierung erst nach Schaffung staatlicher Anreize möglich ist, zeigt 
auch hier, daß die Renditeerwartungen aufgrund der nicht die echten Knappheitsverhältnisse 
w iedergebenden Preisstrukturen am W ohnungsm arkt zu gering waren. Erwähnenswert ist in 
diesem  Zusam m enhang ein Einwand der Bauindustrie: Da es beim Ausbau- und M odern isie­
rungsgewerbe Engpässe gäbe, im Rohbau dagegen noch Kapazitätsreserven festzustellen 
seien, sollte eher der Neubau gefördert werden.

D ieses konzip ierte Sonderprogram m  enthält eine weitere Maßnahme, die sehr zu begrü­
ßen ist. Die G em einden sollen zur Ausw eisung zusätzlicher W ohnbauflächen angereizt wer­
den, und zwar durch Verbilligung von Krediten zur Aufschließung und Aufbereitung von Bau­
land. H ierm it könnte wenigstens zu einem Teil ein bisher ständig beklagter Engpaß beseitigt 
werden. Dennoch ist bei vie len Gem einden eine eher zögernde Haltung zu erwarten, da sie 
die m it der Zuwanderung verbundenen Folgekosten in weiten Bereichen der Infrastruktur 
fürchten. Bei d iesem  Sonderprogram m  bleibt es zudem  offen, ob die räum liche Verteilung der 
errichteten W ohnungen den S tandortvorste llungen der W ohnungssuchenden entspricht. 
Zwar sind insbesondere die Zuwanderer zunächst räum lich sehr m obil; sie werden sich bei 
ihrer W ohnungssuche aber hauptsächlich an den vorhandenen Arbeitsplätzen orientieren. 
Zum indest im Hinblick auf den Ausbau von bisher landwirtschaftlich genutzten Gebäuden 
könnten daher Zweife l an der Effizienz dieses Instrum ents auftauchen, denn auch in Zukunft 
dürften eher die Verdichtungsräum e als der ländliche Raum W achstum schancen aufweisen. 
Gewisse Chancen bestehen für zentra le O rte im ländlichen Raum.

M öglicherw eise bietet sich aber eine Kom bination d ieser Maßnahmen der W ohnungsbau­
politik mit Aktivitäten der allgem einen Regionalpolitik an. Die Vergabe der Kredite sollte daher 
nicht ohne Bezug zu den Vorstellungen der Raum ordnungs- und Regionalpolitik erfolgen. So 
gehen Neubauvorhaben häufig zu Lasten des Landschafts- und des Naturschutzes, so daß 
erhöhte Verdichtungen sinnvoller erscheinen. Auch der Nahverkehr in Verdichtungsräum en 
erfordert eine stärkere Abstim m ung der einzelnen Fördermaßnahmen zur Schaffung von Ar­
beitsplätzen und zur Verbesserung der W ohnungsversorgung.

Die geplanten Sonderprogram m e werden zu M ehrbelastungen der öffentlichen Haushalte 
führen. Es ist jedoch eine B insenweisheit, daß eine Gesellschaft, die neue M itglieder auf­
nimmt, zu denen eine große Differenz bei Vermögen und Einkommen besteht, zunächst zu ­
sätzliche Belastungen tragen muß. Das gilt besonders für die Versorgung mit jenen Gütern, 
bei denen auf eine plötzlich steigende Nachfrage ohne staatliche Hilfe keine schnelle Reak­
tion des Angebots möglich ist. Im Bereich des W ohnungsbaus bedeutet dies, daß entweder 
höhere Unterstützungszahlungen für Bedürftige fällig werden oder daß Steuern zur Deckung 
der zu einer Erhöhung des Angebots erforderlichen M ehraufwendungen angehoben werden. 
Offen bleibt, ob dies zum  Anlaß genom m en wird, durch eine in terne Aufgaben- und Ausga­
benkritik zu einer E inschränkung staatlicher Leistungen an bisher Begünstigte zu gelangen.

Integrationen erfordern ihren Preis und zusätzlich ein M inim um  an gesellschaftlichem  Kon­
sens. Dies gilt auch für Integrationen in Form von Zuwanderungen. Auf die Antwort der G e­
sellschaft darf man gespannt sein.
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